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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 R 408/13 B 
 
L 9 R 5574/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 14 R 2202/08 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Juli 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k     

und   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 22. Oktober 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 22.10.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

Rente wegen Erwerbsminderung abgelehnt.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat die Klägerin Beschwerde 

zum BSG eingelegt. Sie beruft sich auf Verfahrensfehler.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung ihres Rechts auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 

GG). Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der Betei-

ligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachgekommen 

ist (sog Erwägensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13 S 12; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 

S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Be-

teiligten nicht haben äußern können (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 Abs 2 SGG; 

vgl BVerfGE 98, 218, 263; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19). Zur Begründung eines entspre-

chenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst 
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zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist 

und inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 36 S 53). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Gehörsrüge, dass der Beschwerde-

führer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht.   

 

Die Klägerin sieht eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör in folgendem Verhal-

ten des Berufungsgerichts. Das LSG habe sich nicht ausreichend mit ihrem Sachvortrag befasst 

und bereits zu Unrecht eine Tätigkeit als Fachkraft für Gastgewerbe als nicht gegeben angese-

hen. Sie - die Klägerin - habe bei ihrer Tätigkeit als Kantinenmitarbeiterin sogar die Vorausset-

zungen für eine Gleichstellung mit dem Ausbildungsberuf einer Restaurantfachfrau erfüllt, so 

dass sie auf einen zumindest angelernten Beruf hätte verwiesen werden müssen. Eine solche 

Verweisung habe weder das LSG festgestellt noch die Beklagte benannt.  

 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass das Gericht das Beteiligtenvorbringen zur Kenntnis 

genommen und erwogen hat. Daher muss die Beschwerdebegründung besondere Umstände 

des Einzelfalls aufzeigen, aus denen auf das Gegenteil geschlossen werden kann (vgl BVerfGE 

54, 86, 91 f mwN). Derartige besondere Einzelfallumstände schildert die Klägerin nicht. Die in 

der Beschwerdebegründung angeführten Bezüge aus dem LSG-Urteil belegen vielmehr, dass 

die von der Klägerin beanstandeten Punkte wie die Einordnung ihrer Beschäftigung in das sog 

Mehrstufenschema Gegenstand der Entscheidung gewesen sind, wenngleich auch nicht in ih-

rem Sinne. Dabei ist jeweils von der Rechtsauffassung des LSG auszugehen (vgl Leitherer in 

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 23). Welche Schlussfolgerun-

gen das Gericht aus den Tatsachen bzw Beweisergebnissen ziehen wird, muss das Gericht 

vorab nicht mitteilen (vgl BSG vom 17.7.2007 - B 6 KA 14/07 B - BeckRS 2007, 46399 RdNr 7). 

Insbesondere bietet der Anspruch auf rechtliches Gehör keinen Schutz gegen Entscheidungen, 

die den Sachvortrag eines Beteiligten aus Gründen des formellen oder materiellen Rechts teil-

weise oder ganz unberücksichtigt lassen (vgl BVerfGE 96, 205, 216). Die Beschwerdebegrün-

dung geht schließlich nicht ansatzweise darauf ein, warum ihrer Behauptung, sie verfüge über 

die Kenntnisse und Fähigkeiten im Gastgewerbe, für die Einstufung ihrer zuletzt ausgeübten 

Tätigkeit von Bedeutung gewesen sein sollte, obwohl das LSG nach den von ihr selbst wieder-

gegebenen Gründen des Urteils das Fehlen einer "tarifgebundenen Einstufung" bemängelt hat. 

 

Soweit die Klägerin im Kern ihres Vorbringens das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 

S 1 SGG) des LSG angreift, kann nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG eine Verfahrensrüge hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintli-

che - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 
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Auch die Rüge einer Verletzung der tatrichterlichen Sachaufklärungspflicht iS von § 103 SGG ist 

nicht ausreichend dargetan.  

 

Die Klägerin trägt vor, selbst wenn man dem LSG unterstelle, es habe ihren Vortrag mangels 

Erwähnung nicht für entscheidungserheblich gehalten, so hätte es jedenfalls den unter Zeugen-

beweis der Arbeitskollegin Frau F.       gestellten Vortrag berücksichtigen müssen und insbeson-

dere den Beweisantrag auf deren Vernehmung nicht übergehen dürfen.  

 

Die Klägerin hat bereits nicht dargetan, einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt 

zu haben. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur die 

Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Einzelnen bezeichneten 

Punkte Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte 

Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung 

nicht. 

 

Ferner hat die Klägerin nicht schlüssig dargetan, den Beweisantrag bis zuletzt aufrechterhalten 

zu haben. Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tat-

sacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklä-

rungspflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag 

in einem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten - wie der Klägerin - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündli-

chen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Hierzu hat die Klägerin 

nichts vorgetragen. Soweit darin gleichzeitig ein Verstoß wegen der Verletzung des rechtlichen 

Gehörs gerügt wird, wird auf die obigen Ausführungen verwiesen.  

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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